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Über die Kurzexpertisen der Kleinstadt Akademie 

Mit den Kurzexpertisen möchte die Kleinstadt Akademie anwendungsorientierte 
Werkzeuge bereitstellen, um Kleinstädte in ihrer täglichen Praxis sowie in Fragen der 
Stadtentwicklung zu unterstützen. Ziel ist es, vorhandenes Wissen strukturiert auf-
zubereiten, praxisnahe Erfahrungen zu bündeln und daraus konkrete, umsetzbare 
Orientierungshilfen für kommunale Entscheiderinnen und Entscheider bereitzu-
stellen.

Die Kurzexpertisen greifen zentrale Herausforderungen und Fragestellungen der 
Stadtentwicklung in Kleinstädten auf. Sie beleuchten unterschiedliche Themenfelder, 
zeigen Handlungsmöglichkeiten auf und geben Impulse für die kommunale Praxis. 
Dabei steht insbesondere die Übertragbarkeit im Fokus.

Die Erstellung der Kurzexpertisen erfolgte im Auftrag der Kleinstadt Akademie durch 
erfahrene Fachbüros und Forschungseinrichtungen. 
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Executive Summary 
(Zusammenfassung) 
Die Kurzexpertise »Kleine Städte, starke Partner« untersucht  
die strategische Rolle kommunaler Tochtergesellschaften als  
Instrument der Kleinstadtentwicklung. Vor dem Hintergrund  
von Transformationsdruck und kritischer Finanzlage bietet sie  
Handelnden aus Politik und Verwaltung Orientierung für den  
zielgerichteten Einsatz solcher Gesellschaften. Die Ergebnisse  
basieren auf Schreibtischrecherche, der Auswertung von  
Fallstudien und einer Peer-Group-Diskussion.
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Kernaussagen und Empfehlungen
1.	 Differenzierter Einsatz: Operative, investitionsintensive und marktnahe 

Aufgaben (z. B. Energie, Wohnen, Breitband) eignen sich für eine Auslagerung. 
Strategische und hoheitliche Kernaufgaben (z. B. Bauleitplanung, Finanzhoheit, 
Beteiligungscontrolling) müssen hingegen zwingend in der Kernverwaltung 
verbleiben.

2.	 Bedingungen für Mehrwert: Eine Auslagerung ist kein Selbstzweck. Ein 
Mehrwert entsteht nur bei sachlich begründeten Einsatzfeldern (z. B. Markt-
zwänge, nachweisbare steuerliche Vorteile) und gesicherter Steuerungsfähig-
keit. Vorteile sind höhere Flexibilität, Zugang zu spezialisiertem Personal  
und der steuerliche Querverbund zum Ausgleich defizitärer Bereiche durch  
gewinnbringende Sparten. Risiken umfassen Transparenzverlust, erhöhten 
Steuerungsaufwand und die Gefahr der Entpolitisierung durch Verlagerung 
von Entscheidungen in nicht-öffentliche Aufsichtsräte.

3.	 Steuerung & Governance: Um demokratische Rückbindung und Wirkung zu 
sichern, ist ein integrierter Governance-Rahmen unerlässlich. Dieser erfordert 
eine klare Strategie der Kommune als Eigentümerin, pragmatisches Controlling 
(Zielvereinbarungen, Kennzahlen, Beteiligungsbericht) und definierte Rollen 
für Rat, Verwaltung und Aufsichtsrat. Nur so kann der Gefahr der Entpolitisie-
rung entgegengewirkt werden.

4.	 Finanzen & Risikomanagement: Finanzielle Stabilität fußt auf angepassten 
Geschäftsmodellen, dem strategischen Einsatz des Querverbunds und aktivem 
Risikomanagement mit Fokus auf Kernkennzahlen, Ampellogik und regelmäßi-
gen Risikoberichten. Maximale Transparenz der Finanzflüsse verhindert 
»Schattenhaushalte«.

5.	 Interkommunale Kooperation: Fehlt einer Kommune die kritische Betriebs-
größe oder Fachexpertise, wird die interkommunale Kooperation (z. B. Zweck-
verbände, öffentlich-rechtliche Vereinbarungen) als ressourcenschonende 
Alternative zur eigenen GmbH empfohlen. Ein flexibler Mix aus informellen 
Netzwerken und formellen Strukturen ist am erfolgversprechendsten.

6.	 Kompetenzaufbau: Die Kommune muss in die eigene Kompetenz als  
Eigentümerin investieren (Fortbildung in Gesellschaftsrecht und  
betriebswirtschaftlicher Steuerung), um Kontrollverlusten vorzubeugen  
und die Eigentümerrolle kompetent auszufüllen.
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Kleinstadt

Kommune mit einer Bevölkerungszahl von ca. 5.000–20.000 und  
zentralörtlicher Versorgungsfunktion.  
Hinweis: Im Rahmen der Kurzexpertise wird hiervon in einem  
gewissen Rahmen abgewichen, sofern sich Learnings auch auf  
Kommunen der Kerndefinition ableiten lassen. 

Beteiligungsbericht

Regelmäßiger Bericht der Kommune über Struktur, Kennzahlen,  
Risiken und Entwicklung ihrer Beteiligungsunternehmen. 

Beteiligungsmanagement 

Gesamtheit der Instrumente, mit denen eine Kommune ihre Unternehmen 
strategisch steuert, Ziele vereinbart und Entwicklungen begleitet. 

Deutscher Public Corporate Governance-Musterkodex (D-PCGM)

Empfehlender Referenzrahmen für Leitlinien, Regeln und Standards  
guter Public Corporate Governance in Kommunen. 

Gewährleistungsverantwortung

Verantwortung der Kommune, eine verlässliche Daseinsvorsorge  
sicherzustellen – unabhängig davon, ob sie Leistungen selbst  
erbringt oder auslagert. 

Kommunale Holding / Holdingstruktur

Dachgesellschaft, unter der mehrere kommunale Unternehmen gebündelt 
werden, um Steuerung, Finanzierung und Synergien zu koordinieren. 

Konzern Kommune / Konzern Stadt

Gesamtverbund aus Kernverwaltung und allen kommunalen Beteiligun-
gen, der als wirtschaftliche und steuernde Einheit betrachtet wird. 

Public Value

Gemeinwohlorientierter Mehrwert, den kommunale Unternehmen  
über wirtschaftliche Kennzahlen hinaus für Gesellschaft, Umwelt  
und Kommune schaffen. 

Querverbund / steuerlicher Querverbund

Verknüpfung kommunaler Unternehmen, bei der Verluste eines  
Bereichs (z. B. ÖPNV, Bäder) mit Gewinnen anderer Sparten  
(z. B. Energieversorgung) steuerlich verrechnet werden. 

Zweckverband

Körperschaft des öffentlichen Rechts, in der mehrere Kommunen einzel-
ne Aufgaben (z. B. Wasser, Abfall, Nahverkehr) gemeinsam wahrnehmen.

Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR)

Rechtsfähige öffentlich-rechtliche Organisationsform mit eigenen 
Organen, in der Kommunen Aufgaben der Daseinsvorsorge ausgliedern 
können. 

Beteiligungscontrolling

Systematische Überwachung von Zielerreichung, Wirtschaftlichkeit und 
Risiken kommunaler Beteiligungen anhand von Kennzahlen und Berichten. 

Daseinsvorsorge

Grundversorgung der Bevölkerung mit wichtigen Leistungen wie Energie, 
Wasser, Wohnen, Mobilität und sozialer Infrastruktur. 

Eigenbetrieb

Sonderform der kommunalen Wirtschaftsführung ohne eigene  
Rechtspersönlichkeit, organisatorisch verselbstständigt innerhalb  
des kommunalen Haushalts. 

Interkommunale Gesellschaft

Gemeinsame Gesellschaft mehrerer Kommunen (oft GmbH), die  
Aufgaben der Daseinsvorsorge oder Entwicklung über Gemeindegrenzen 
hinweg übernimmt. 

Kommunale Tochtergesellschaft

Rechtlich selbstständiges Unternehmen im Eigentum der Kommune  
(z. B. GmbH, AöR), das Aufgaben der Daseinsvorsorge oder  
Stadtentwicklung übernimmt. 

Prinzipal-Agent-Konstellation

Beschreibt das Verhältnis zwischen Kommune (Prinzipal) und  
kommunalem Unternehmen (Agent), bei dem Steuerung und Kontrolle 
Informationsasymmetrien ausgleichen sollen. 

Public Corporate Governance (PCG)

Grundsätze guter und transparenter Unternehmensführung im öffentlichen  
Sektor, einschließlich Rollen, Pflichten und Kontrollmechanismen. 

Risikomanagement

Systematisches Erfassen, Bewerten und Steuern finanzieller, rechtlicher 
und operativer Risiken in kommunalen Unternehmen und Beteiligungs-
strukturen.

Glossar
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Trotz ihrer Heterogenität3 stehen Kleinstädte vor gemeinsamen Transforma-
tionsherausforderungen:

	� Demografie und Daseinsvorsorge: Der demografische Wandel erschwert die  
Anpassung der Daseinsvorsorge in schrumpfenden wie wachsenden Kleinstädten.

	� Klima und Energie: Die sozial-ökologische Transformation stellt Kommunen  
vor neue, komplexe Aufgaben.

	� Innenentwicklung: Kommunen müssen Leerstand bekämpfen, Flächen- 
verbrauch reduzieren und private Investitionen mit öffentlichen Interessen  
in Einklang bringen.

	� Finanzen: Angespannte Haushaltslagen und hohe Investitionsbedarfe für die 
Nachhaltigkeitstransformation überfordern viele Kommunen.

Diese Aufgaben erfordern Fachexpertise, Flexibilität und Investitionskapazität, die 
in finanziell und damit auch personell dünn ausgestatteten Kommunen oft nicht in 
ausreichendem Maße vorhanden sind. Daher gewinnt die Ausgliederung kommuna-
ler Aufgaben in Tochtergesellschaften (z. B. GmbHs, Stadtwerke) als strategisches 
Instrument an Bedeutung. Damit verbinden sich Erwartungen an höhere Flexibilität, 
Professionalität und Haushaltsentlastung bei gleichzeitiger Gewährleistungsver-
antwortung der Kommune.

Zielsetzung und Forschungsfragen
Ziel dieser Kurzexpertise ist es, Handelnden aus Politik und Verwaltung in Klein-
städten Orientierung und Entscheidungsunterstützung für den zielgerichteten Einsatz 
kommunaler Tochtergesellschaften zu geben.

Einleitung 
Ausgangslage und Relevanz 
Deutschland zählt über 2.100 Kleinstädte, in denen fast 30 Prozent 
der Bevölkerung leben1. Als Teil des polyzentrischen Städtesystems 
übernehmen sie eine wichtige Ankerfunktion für die Daseins- 
vorsorge im Umland und tragen zur Sicherung gleichwertiger  
Lebensverhältnisse bei2. 
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Der Bericht folgt den zentralen fünf Forschungsfragen (Ff), die den roten Faden der 
Kurzexpertise bilden:

1.	 Welche Aufgabenfelder (z. B. Innenentwicklung, Liegenschaftsmanagement, 
Quartierssanierung, Klimaanpassung/Wärme, Innenstadtentwicklung) lassen 
sich wirksam in Tochtergesellschaften verankern?

2.	 Besteht dabei ein klarer Mehrwert gegenüber einer rein verwaltungsinternen 
Organisation?

3.	 Welche Governance- und Steuerungsmodelle (Eigentümerziele, Beteiligungs-
controlling, Public Corporate Governance kommunaler Unternehmen (PCGK)) 
sichern Wirkung und demokratische Rückbindung, insbesondere in kleineren 
Verwaltungen?

4.	 Wie sehen finanzielle Tragfähigkeiten und Risikoprofile aus – etwa im Hinblick 
auf Ertragslogiken, Gebühren- und Tarifpolitik, Querverbünde oder Public 
Value – vor dem Hintergrund angespannter Kommunalfinanzen?

5.	 Welche Kooperationsformen (z. B. interkommunale Gesellschaften oder Zweck-
verbände) sind geeignet, ohne die Ortsnähe aufzugeben?

Methodik und  
Datengrundlage
Methodenmix und Quellenbasis
Die Analyse kombiniert Schreibtischrecherche, Fallstudien und eine Peer-Group-
Diskussion. Die Quellenbasis umfasst Regelwerke wie den Deutscher Public Corporate 
Governance-Musterkodex (D-PCGM)4 und aktuelle Analysen zur Finanzlage5.

Zentrale Datengrundlage ist die systematische Auswertung existierender Fallstudien 
und Programmergebnisse (Case-Screening), insbesondere aus den BMBF-Fördermaß-
nahmen6 und dem Best-Practice-Pool7. Die Thesen wurden in einem Workshop mit 
der Peer-Group diskutiert und vertieft.

Übertragbarkeit und Grenzen
Der Geltungsbereich ist breit angelegt und berücksichtigt Fallbeispiele verschiedener 
Lagen aus unterschiedlichen Bundesländern. Der Schwerpunkt liegt auf Kommunen 
mit hohem strukturellem Anpassungsdruck, da deren Erfahrungen die größte Lö-
sungsdichte bieten.

Die Übertragbarkeit ist für finanzstarke Kommunen und Kommunen im Nothaushalt 
eingeschränkt. Trotz dieser Einschränkungen bietet die Expertise eine valide Grund-
lage für strategische Handlungsoptionen eines Großteils der deutschen Kleinstädte.
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Aufgabenfelder für  
kommunale Tochtergesell-
schaften in Kleinstädten
 
Die Gründung von Gesellschaften in privatrechtlicher (z. B. GmbH) oder öffentlich-
rechtlicher Form (z. B. Anstalt des öffentlichen Rechts) ist ein zentrales Instrument 
der strategischen Stadtentwicklung. Sie bietet die Chance, betriebswirtschaftliche 
Effizienz und professionelle Fachkompetenz zu bündeln, die Fesseln des öffentlichen 
Haushalts- und Vergaberechts zu lockern und neue Finanzierungswege für dringend 
notwendige Investitionen zu erschließen. Die Entscheidung zur Ausgliederung er-
fordert jedoch eine sorgfältige Abwägung zwischen den Potenzialen unternehme- 
rischer Agilität und der Notwendigkeit, die politische Kontrolle im Sinne des Gemein-
wohls zu wahren.

Typische Aufgabentypen und Unternehmensformen
Die Wahl der Organisationsform muss präzise auf die Charakteristika der jeweiligen 
Aufgabe abgestimmt sein. Dies kann u. a. die Notwendigkeit marktnahen Handelns, 
ein hoher Investitionsbedarf oder ein hoheitlicher Charakter sein.

Relevante Aufgabenfelder in Kleinstädten
In der Praxis hat sich ein Kernportfolio herauskristallisiert, das sich in vier Haupt-
kategorien gliedert:

Gängige Organisationsformen und ihre Zuordnung
In der kommunalen Praxis hat sich eine Zuordnung etabliert, bei der bestimmte Auf-
gabenfelder häufig durch spezifische Organisationsformen abgebildet werden. Diese 

Technische  
Daseinsvorsorge

	� Energieversorgung 
Bereitstellung von Strom,  
Gas und Fernwärme

	� Wasserwirtschaft 
Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung

	� Entsorgung 
Organisation der  
Abfallwirtschaft

	� Telekommunikation 
Ausbau der Breitbandnetze 
zur digitalen IFS

	� Verkehr & Mobilität 
ÖPNV-Betrieb und  
Parkraumbewirtschaftung

Flächenentwicklung  
& Liegenschaften

	� Flächenentwicklung 
Baulücken, Flächenrecycling 
und Konversion

	� Stadterneuerung 
Sanierung und Aufwertung 
von Stadtquartieren

	� Liegenschaftsmanagement 
Verwaltung kommunaler 
Grundstücke und Gebäude

	� Erschließung 
Entwicklung und Vermarktung 
von Gewerbe- und  
Wohngebieten

Wohnen und  
soziale Infrastruktur

	� Wohnungswirtschaft 
Bezahlbarer und alters- 
gerechter Wohnraum durch 
Neubau und Bestands- 
verwaltung

	� Soziale Einrichtungen 
Krankenhäusser, Kitas,  
Bäder sowie Sport- und 
Freizeitanlagen

Wirtschaftsnahe 
Dienstleistungen

	� Standortmarketing 
Innenstadtentwicklung, 
City- und Leerstand- 
management

	� Tourismusförderung 
Organisation und  
Vermarktung touristischer 
Angebote

	� Wirtschaftsförderung 
Unterstützung und Ansiedlung 
von Unternehmen
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Zuordnungen sind jedoch nicht starr – die Wahl der Unternehmensform ermöglicht 
eine gewisse Flexibilität, deren konkrete Funktionalität jedoch eng mit der individu-
ellen Ausgestaltung der dahinterliegenden Satzungen, Verträge und Kontrollstruk-
turen verknüpft ist.

Für Kleinstädte ist dabei eine strategische Abwägung entscheidend: Nicht jede Auf-
gabe eignet sich für eine Auslagerung, und nicht jede Organisationsform passt zur 
Verwaltungskapazität einer Kommune mit 5.000 bis 20.000 Einwohnern. Die folgende 
Übersicht zeigt typische Handlungsfelder und die jeweils in Frage kommenden Or-
ganisationsoptionen – von der Lösung innerhalb der Kernverwaltung bis zur inter-
kommunalen Kooperation.

Hinweis: In der Praxis erweitern kommunale Gesellschaften ihr Portfolio teils deutlich 
über die Kernaufgaben hinaus (»Machen«-Logik) – von stadtentwicklungsbezogenen 
Daseinsvorsorge-Projekten bis zu Sonderbetrieben. Entscheidend sind klare Eigentü-
merziele und ein Schutz vor Überlastung (»Überdruckventil-Effekt«).

Handlungsfeld Organisationsoptionen Praxisbeispiele Eignung & Hinweise

Technische  
Daseinsvorsorge  
(Energie, Wasser, 
Wärme, Bäder,  
Parken, ÖPNV)

	� Eigenbetrieb

	� Stadtwerke GmbH

	� Kommunalunter- 
nehmen AöR

	� Interkommunale 
Beteiligung

Stadtwerk Haßfurt GmbH  
(ca. 14.000 EW):  
Innovationstreiber mit 208 % regene- 
rativer Eigenerzeugung, Power-to-Gas-
Anlage, Wasserstoff-BHKW, Smart 
Green City. Crowdfunding-finanzierte 
Projekte, EnergyLab mit OTH Amberg-
Weiden.

Stadtwerke Bad Belzig

Der Eigenbetrieb garantiert maximale politi-
sche Kontrolle und Insolvenzschutz, bindet aber 
Ressourcen in der Kernverwaltung. Die GmbH 
bietet wirtschaftliche Flexibilität und ermöglicht 
den steuerlichen Querverbund (Verlustverrech-
nung zwischen Sparten). Sie fungiert zunehmend 
als »Konzern Kommune« mit Beteiligungen an 
anderen städtischen Gesellschaften und lokalem 
Kultur-/Sportsponsoring. Die AöR kombiniert 
Selbstständigkeit mit öffentlich-rechtlicher  
Bindung und kann – über klassische Versorgungs-
aufgaben hinaus – als regionale Entwicklungs-
agentur agieren.

Wohnen und Bauen 	� Wohnungsbau-GmbH

	� Genossenschaft

	� Interkommunale 
Gesellschaft

WGW Wittenberge mbH: 
Über die klassische Wohnungsverwal-
tung hinaus Träger von Standort- und 
Daseinsvorsorgeprojekten (z. B. Bahn-
hofsgebäude, Ärztehaus). Aktive Rolle 
bei Innenentwicklung und Quartiers- 
aufwertung.

Diverse Genossenschaften u. a. auch 
in Wittenberg

Die GmbH dominiert aufgrund der Haftungs- 
beschränkung (Schutz des Kernhaushalts) und der 
Flexibilität bei Sanierungsprojekten. Sie kann in 
enger Kooperation mit der Kommune auch standort-
prägende Projekte übernehmen. Genossenschaften  
eignen sich hervorragend zur Einbindung von 
Bürgerkapital, stärken die lokale Identifikation und 
schaffen Akzeptanz für Neubauprojekte. In dünn 
besiedelten Regionen kann eine interkommunale 
Wohnungsbaugesellschaft Synergien heben.

Flächen- und  
Stadtentwicklung

	� Stadtentwicklungs-
GmbH

	� Sanierungsträger 
(extern)

	� Entwicklungs- 
agentur AöR

	� BgA + Stabsstelle

SEG Schlüchtern mbH (ca. 16.000 EW):  
Entwicklung des Langer-Areals mit 
KUBE (Kultur- und Begegnungs- 
zentrum).  
Darüber hinaus Betrieb von Sonder- 
infrastrukturen: Indoor-Erlebniswelt,  
Postagentur als Daseinsvorsorge- 
Lösung.

Die GmbH erlaubt schnellen Flächenzwischener-
werb ohne starres Haushaltsrecht und kann flexibel 
auf Marktchancen reagieren. Sie eignet sich auch 
als Träger für Sonderaufgaben jenseits der Kern-
aufgaben (Erlebnisangebote, Servicepunkte). Eine 
AöR eignet sich für hoheitlich geprägte  
Entwicklungsaufgaben und bietet bei manchen 
Förderprogrammen Vorteile (höhere Förderquoten). 
Für Kleinstädte besonders relevant: Interkom-
munale Entwicklungsagenturen als AöR können 
Fachwissen bündeln, Großprojekte stemmen und 
F&E-Bausteine integrieren.

Die Tabelle wird auf der folgenden 
Seite fortgesetzt.
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Darüber hinaus sind hybride Profile aus hoheitlichem Zweckverband und GmbH 
denkbar und auch ein Betrieb gewerblicher Art (BgA) kann als schlankes Instrument 
für klar abgrenzbare, entgeltfähige Leistungen genutzt werden, bspw. in Kombina-
tion mit einer AöR.

Gerade für Kleinstädte bietet die interkommunale Zusammenarbeit erhebliche Poten-
ziale: Sie ermöglicht es, Fachkompetenz zu bündeln, Skaleneffekte zu nutzen und 
komplexe Aufgaben gemeinsam zu bewältigen, ohne die kommunale Eigenständigkeit 
aufzugeben. Die Rechtsformen reichen von der formlosen Arbeitsgemeinschaft über 
die Zweckvereinbarung bis zum Zweckverband oder der gemeinsamen kommunalen 
Anstalt (gkAöR).

Zu den Erfolgsfaktoren zählen insbesondere:

	� Klare Aufgabenzuschnitte und Entscheidungsstrukturen

	� Politische Unterstützung in allen beteiligten Kommunen

	� Professionelles Management mit eigener Rechtspersönlichkeit

	� Regelmäßige Erfolgskontrolle und Anpassungsmöglichkeiten

Die nachstehende Übersicht liefert einen Überblick über zentrale Merkmale der gän-
gigen Organisationsformen:

Handlungsfeld Organisationsoptionen Praxisbeispiele Eignung & Hinweise

Standortmarketing und 
Wirtschaftsförderung

	� Verein (e. V.)

	� GmbH

	� Stabsstelle/Amt

	� Interkommunale Agentur

TGZ Prignitz GmbH (Wittenberge):  
Technologie- und Gewerbezentrum als 
Plattform für Gründer und Unternehmen.

Entwicklungsagentur Region Heide AöR:  
Interkommunale AöR aus Stadt Heide und 
11 Umlandgemeinden. Zentraler Akteur 
bei Ansiedlung einer Batteriezellenfabrik 
in der Region Heide. Bündelt Wirtschafts-
förderung, Regionalmanagement und 
strategische Standortentwicklung.

Ein e. V. ist ideal für partizipative Formate (Ein-
bindung von Händlern, Gastronomen, Bürgern) 
und niedrigschwellige City-Management- 
Aufgaben. Eine GmbH professionalisiert das 
operative Geschäft und ermöglicht strategische 
Projekte. Für Kleinstädte oft sinnvoll: Kombi- 
nation aus Stabsstelle + interkommunaler  
Kooperation zur Bündelung von Ressourcen 
mit Nachbarkommunen.

AöR, siehe Flächen- und Stadtentwicklung

Mobilität und  
Nahverkehr

	� Eigenbetrieb

	� Verkehrs-GmbH

	� Zweckverband

	� On-Demand- 
Kooperation

Diverse Zweckverbände im ländlichen 
Raum

In Kleinstädten selten als eigene Gesellschaft 
tragfähig. Zweckverbände oder inter- 
kommunale GmbHs ermöglichen die Bündelung 
von Linienverkehren. Zunehmend relevant:  
On-Demand-Modelle in Kooperation mit  
privaten Anbietern.

Soziale  
Daseinsvorsorge  
(Kitas, Senioren- 
einrichtungen)

	� Eigenbetrieb

	� gGmbH (privat, 
gemeinnützig)

	� Zweckverband

	� Freie Träger + Steuerung

– Die gGmbH ermöglicht steuerliche Vorteile und 
Drittmittelakquise. Oft sinnvoller: Kooperation 
mit freien Trägern unter kommunaler  
Steuerung. Eigenbetriebe binden erhebliche 
Verwaltungskapazitäten.
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Eine Sonderform, die insbesondere für die Realisierung des steuerlichen Querver-
bunds relevant ist, stellt die kommunale Holdingstruktur dar. Dabei handelt es sich 
nicht um eine eigenständige Rechtsform, sondern um eine mehrstufige Beteiligungs-
architektur: Eine Dachgesellschaft – typischerweise als GmbH organisiert – bündelt 
mehrere operative Tochtergesellschaften unter einem gemeinsamen Dach. Diese 
Struktur ermöglicht es, Gewinne profitabler Sparten (z. B. Energieversorgung) mit 
Verlusten defizitärer Bereiche (z. B. ÖPNV, Bäder) steuerlich zu verrechnen. In der 
Praxis kann diese Dachfunktion entweder durch eine eigens gegründete Holding-
GmbH (z. B. »Stadtwerke Holding GmbH«) oder durch die Kommune selbst als Kon-
zernzentrale wahrgenommen werden. Im zweiten Fall übernimmt das kommunale 
Beteiligungsmanagement die strategische Steuerung aller Tochtergesellschaften. 
Beide Varianten werden unter dem Begriff »Konzern Kommune« zusammengefasst.

Rechtliche Zulässigkeitsvoraussetzungen
Die Gründung einer kommunalen Tochtergesellschaft ist kein freier Akt kommuna-
ler Selbstverwaltung, sondern an enge rechtliche Voraussetzungen gebunden. Die 
Gemeindeordnungen aller Bundesländer normieren eine sogenannte Schrankentrias 
für die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen: Erstens muss die Tätigkeit einem 

Organisationsform Rechts- 
form

Eigene Rechts-
persönlichkeit

Insolvenz-
fähig

Steuerlicher 
Verbund 
möglich

Eignung für Kleinstädte

Regiebetrieb öffentlich-
rechtlich

Nein Nein – Für einfache Aufgaben, 
kein Ausgliederungs- 
aufwand

Eigenbetrieb öffentlich-
rechtlich

Nein Nein – Hohe politische Kontrolle, 
aber Verwaltungsbindung

Betrieb gewerb- 
licher Art (BgA)

steuerlich Nein Nein Ja Niedrigschwelliger  
Einstieg, kombinierbar  
mit AöR

Kommunalunter-
nehmen (AöR)

öffentlich-
rechtlich

Ja Nein* Nein Selbstständigkeit +  
öffentlich-rechtliche 
Bindung

GmbH privat-
rechtlich

Ja Ja Ja Flexibilität,  
Haftungsbeschränkung, 
Querverbund

gGmbH privat-
rechtlich

Ja Ja Nein Gemeinnützigkeit,  
Drittmittelakquise

Genossenschaft 
(eG)

privat-
rechtlich

Ja Ja Nein Bürgerkapital,  
Partizipation,  
lokale Identifikation

Zweckverband öffentlich-
rechtlich

Ja Nein – Interkommunale  
Aufgabenbündelung

Gemeinsame kom. 
Anstalt (gkAöR)

öffentlich-
rechtlich

Ja Nein – Interkommunale  
Kooperation mit  
Selbstständigkeit

*) Gewährträgerhaftung der Kommune
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öffentlichen Zweck dienen – reine Gewinnerzielung reicht nicht aus. Zweitens müssen 
Art und Umfang des Unternehmens in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungs-
fähigkeit der Kommune und zum voraussichtlichen Bedarf stehen. Drittens gilt das 
Subsidiaritätsprinzip: Die Aufgabe darf nicht ebenso gut oder besser durch private 
Anbieter erfüllt werden können. Die Einhaltung dieser Voraussetzungen wird von der 
Kommunalaufsichtsbehörde geprüft, der die Gründung, Übernahme oder wesentliche 
Erweiterung eines Unternehmens anzuzeigen oder zur Genehmigung vorzulegen ist. 
In mehreren Bundesländern ist zudem vorgeschrieben, dass vor der Entscheidung 
die örtlichen Wirtschaftskammern anzuhören sind. Diese Regelungen sollen sowohl 
die Kommune vor finanziellen Risiken schützen als auch einen fairen Wettbewerb 
mit der Privatwirtschaft gewährleisten.

Hinweis: Pflichtaufgaben versus freiwillige Aufgaben

In der kommunalen Praxis wird häufig die Frage gestellt, ob bei der Ausgliederung 
zwischen Pflichtaufgaben und freiwilligen Aufgaben differenziert werden muss. Grund-
sätzlich gilt: Bei staatlichen Auftragsangelegenheiten (Pflichtaufgaben nach Weisung) 
ist eine Übertragung auf privatrechtliche Gesellschaften wie GmbHs in der Regel aus-
geschlossen. Allerdings ist die Abgrenzung in der Praxis weniger eindeutig als oft ver-
mutet, da die Auslagerbarkeit weniger von der Kategorisierung »Pflicht versus freiwillig« 
als vielmehr von der gewählten Organisationsform und dem Charakter der Aufgabe 
abhängt: Ein Zweckverband als Körperschaft des öffentlichen Rechts kann auch hoheit-
liche Pflichtaufgaben vollumfänglich übernehmen, ebenso eine Anstalt des öffentlichen 
Rechts (AöR). Selbst bei Pflichtaufgaben im Bereich der pflichtigen Selbstverwaltungs-
aufgaben (z. B. Wasserversorgung, Abfallentsorgung) besteht kommunale Organisations-
freiheit hinsichtlich des »Wie« der Aufgabenerfüllung – was die Übertragung auf 
Tochtergesellschaften explizit einschließt. Aus diesem Grund orientiert sich die vor-
liegende Kurzexpertise an den für die Praxis relevanteren Kriterien: der Unterscheidung 
zwischen operativen, marktnahen Aufgaben einerseits und hoheitlichen, strategischen 
Kernaufgaben andererseits.

Kleinstadt-spezifische Eignung und  
Abgrenzung zur Kernverwaltung
Die Entscheidung für oder gegen eine Auslagerung ist eine der weitreichendsten 
strategischen Weichenstellungen für eine Kleinstadt. Sie berührt Kernfragen der 
kommunalen Selbstverwaltung, der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
demokratischen Kontrolle. Es stellt sich daher die zentrale Frage: Welche Faktoren 
sprechen in der spezifischen Situation einer Kleinstadt für die Übertragung von Auf-
gaben auf eine Tochtergesellschaft, und wo verlaufen die Grenzen, deren Überschrei-
tung die Handlungsfähigkeit und Legitimität der kommunalen Verwaltung gefährden 
würde?

Kriterien für die Eignung von Aufgaben zur Auslagerung
Vier Kriterien sprechen für die Auslagerung von Aufgaben in eine Tochtergesellschaft:

	� Hoher Investitionsbedarf und alternative Finanzierungsmöglichkeiten: 
Kommunale Haushalte sind strukturell unterfinanziert und durch hohe Sozial-
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ausgaben und Schulden belastet. Gleichzeitig besteht ein 
enormer Investitionsbedarf in Infrastrukturen wie Energie-
netze, Wärmekonzepte oder Sanierungsprojekte. Tochterge-
sellschaften können als eigenständige Wirtschaftssubjekte 
leichter Kredite am Kapitalmarkt aufnehmen. Dies gewinnt 
an Dringlichkeit, da Finanzinstitute und Ratingagenturen 
zunehmend die Bonität von Kommunen bewerten, was den 
direkten Kreditzugang für finanzschwache Kleinstädte 
erschwert.

	� Erfordernis von Marktnähe und betriebswirtschaftlicher 
Agilität: Aufgaben, die im Wettbewerb mit privaten Anbie-
tern stehen (z. B. Energieversorgung) oder ein hohes Maß an 
unternehmerischem Handeln erfordern (z. B. Projektent-
wicklung), können in einer Tochtergesellschaft effizienter 
gesteuert werden. Im Gegensatz zur Kernverwaltung unter-
liegt eine GmbH nicht den starren Vorgaben des öffentlichen 
Haushalts- und Vergaberechts.

	� Bedarf an spezifischem Fachwissen: Kleinstädte können 
sich oft das hochspezialisierte Personal, das für komplexe 
technische (z. B. Netzbetrieb) oder kaufmännische Aufgaben 
(z. B. Projektfinanzierung) erforderlich ist, nicht leisten oder 
auf dem Arbeitsmarkt gewinnen. Eine Tochtergesellschaft 
kann gezielt Fach- und Führungskräfte rekrutieren und 
diesen attraktivere, weil nicht an das öffentliche Tarifgefüge 
gebundene, Vergütungsmodelle anbieten.

	� Möglichkeit zur Realisierung von Synergien und steuerli-
chen Vorteilen: Das wichtigste finanzielle Motiv für die 
Bündelung von Aufgaben, insbesondere in Stadtwerken, ist 
die Nutzung des steuerlichen Querverbunds (vgl. 6.2). Da-
durch wird die Gesamtsteuerlast des Kommunalkonzerns 
reduziert und die Finanzierung gemeinwohlorientierter 
Angebote gesichert.

Grenzen der Auslagerung und Kernaufgaben der Verwaltung
Zentrale Aufgaben müssen zwingend in der Kernverwaltung verbleiben, um die de-
mokratische Legitimation, die strategische Handlungsfähigkeit und die Bürgernähe 
der Kommune nicht zu gefährden:

	� Wahrung der Planungshoheit und strategischen Steuerung: Die übergeordnete 
strategische Planung der Stadtentwicklung, insbesondere die Bauleitplanung, ist  
eine Kernaufgabe der demokratisch legitimierten Selbstverwaltung. Empirische 
Studien zum »Konzern Kommune« belegen, dass auch nach der Gründung einer 
Dachgesellschaft (Holding-GmbH) eine Mehrheit der Kommunen die Verantwor-
tung für das Beteiligungs-Controlling und die Konzernstrategie in der Kern- 
verwaltung behält.

Fallbeispiel Wohnungsbaugesellschaft Wittenberge8 (BB)

Die Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Wittenberge mbH (WGW) 
ist eine typische kleinstädtische Tochtergesellschaft im Aufgaben-
feld »Wohnen und Stadtentwicklung«. In der Elbestadt mit rund 
17.000 Einwohnerinnen und Einwohnern bewirtschaftet sie rund 
2.100 Wohnungen (bei einem Gesamtbestand von rund 2.700 
Wohnungen der Gesellschaft) und prägt damit große Teile des 
innerstädtischen Bestands, darunter Plattenbauten in der Innen-
stadt und im Wohngebiet an der Schwimmhalle. Über die laufende 
Bewirtschaftung hinaus agiert die WGW als aktiver Akteur der 
Innenentwicklung: In enger Abstimmung mit der Stadt priorisiert 
die WGW dabei Projekte, die stadtentwicklungspolitische Ziele 
(Innenentwicklung, Barrierefreiheit, energetische Ertüchtigung) 
mit wirtschaftlicher Umsetzbarkeit verbinden. Sie modernisiert 
Bestände energetisch auf Neubauniveau, schafft barrierearmen 
Wohnraum und nutzt systematisch Landes- und EU-Fördermittel, 
etwa bei der grundlegenden Sanierung des Hauses Bürgermeister- 
Jahn-Straße 1, das heute vollständig barrierearm ist und vom 
Lebenshilfe Prignitz e. V. genutzt wird.

Gleichzeitig unterstützt die WGW den Stadtumbau und die Stabi-
lisierung der Innenstadt durch die Aufwertung stadtbildprägender 
Gebäude. Das sanierte Einzeldenkmal »Hauptzollamt« an der 
Elbuferpromenade wurde mit modernen, barrierefreien Wohnun-
gen und Balkonen ausgestattet und verbindet den historischen 
Charakter des Zollhauses mit zeitgemäßem, energetisch effizien-
tem Wohnen. Damit erfüllt die Gesellschaft zentrale Funktionen, 
wie eine sozial orientierte Wohnraumversorgung, Investitionen 
in Bestandsmodernisierung und Quartiersaufwertung sowie ein 
sichtbarer Beitrag zur Attraktivität und Funktionsfähigkeit der 
kleinstädtischen Innenstadt.

Foto: Hauptzollamt, Wittenberge  
Bildrechte:© WGW
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	� Hoheitliche Aufgaben und unmittelbare Bürgernähe: Aufgaben mit stark 
hoheitlichem Charakter oder solche, die ein hohes Maß an direktem Bürgerkon-
takt und Vertrauen erfordern, sollten im Rathaus angesiedelt sein. Dazu zählen 
klassische Ordnungs- und Bürgerdienste wie das Melde- oder Standesamt.

	� Sicherstellung der politischen Kontrolle und Transparenz: Entscheidungen in 
der Kernverwaltung und im Gemeinderat unterliegen dem Grundsatz der Öffent-
lichkeit. Die Gremien von Gesellschaften (z. B. Aufsichtsrat, Gesellschafterver-
sammlung) tagen hingegen in der Regel nicht-öffentlich. Bei einer Auslagerung 
besteht die Gefahr, dass politische Debatten aus dem öffentlichen Raum in 
geschlossene Zirkel verlagert werden.

	� Kritische Größe und Verwaltungsaufwand: Die Gründung und Führung einer 
eigenständigen Gesellschaft ist mit einem erheblichen administrativen Aufwand 
verbunden. Für sehr kleine Aufgabenbereiche, bei denen die kritische Betriebs-
größe nicht erreicht wird, kann dieser Aufwand unverhältnismäßig sein. In 
solchen Fällen ist eine interkommunale Zusammenarbeit (IKZ), beispielsweise in 
Form eines Zweckverbands, oft die effizientere und ressourcenschonendere 
Alternative.

Zwischenfazit: Das Kernportfolio für  
Tochtergesellschaften in Kleinstädten
Die Entscheidung für oder gegen eine Tochtergesellschaft sollte sich an der Natur 
der Aufgabe orientieren: Operative, investitionsintensive und marktnahe Tätigkei-
ten sind prädestiniert für eine Auslagerung, während strategische, hoheitliche und 
steuernde Funktionen das unantastbare Kerngeschäft der kommunalen Verwal-
tung bleiben müssen.

Der Schlüssel zum Erfolg liegt in der Etablierung eines intelligenten Public-Corpo-
rate-Governance-Modells, das operative Effizienz und unternehmerische Agilität der 
Tochtergesellschaften mit klarer strategischer Steuerung, effektiver Kontrolle und 
demokratischer Rechenschaftspflicht verbindet.

Empfohlenes Kernportfolio  
für Tochtergesellschaften

Vorzugsweise in der Kernverwaltung  
zu belassen

Aufgaben mit hohem Investitionsbedarf  
und/oder Marktbezug:

	� Energie- und Wasserversorgung

	� Telekommunikation/Breitband

	� ÖPNV und Bäder (oft als defizitäre Sparte  
unter dem Dach der Stadtwerke)

	� Wohnungswirtschaft und gezielte Projekt- 
entwicklung (Innenentwicklung, Konversion)

Hoheitliche und strategische  
Kernaufgaben:

	� Übergeordnete Stadtentwicklungs-  
und Bauleitplanung

	� Beteiligungscontrolling und Konzernstrategie

	� Klassische Ordnungs- und Bürgerdienste  
(z. B. Meldeamt)

	� Finanzhoheit (Haushalt, Steuern)
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Mehrwert gegenüber der  
rein verwaltungsinternen  
Organisation
Erwartete Vorteile aus Sicht der Kleinstädte
Über die in Kapitel 3.2.1 »Kriterien für die Eignung von Aufgaben zur Auslagerung« 
dargestellten Eignungskriterien hinaus erwarten kommunale Entscheidungsträge-
rinnen und Entscheidungsträger weitere spezifische Vorteile:

	� Steuerlicher Querverbund: Das zentrale finanzielle Motiv ist 
die Möglichkeit, Gewinne profitabler Bereiche (z. B. Stadt-
werke) mit Verlusten defizitärer, aber für die Daseinsvorsorge 
wichtiger Bereiche (z. B. Bäder, öffentlicher Personennahver-
kehr) steuerlich zu verrechnen. Dadurch wird die Gesamt-
steuerlast des Kommunalkonzerns reduziert und die Finan-
zierung gemeinwohlorientierter Angebote gesichert. 

	� Bilanzielle Entlastung des Kernhaushalts: Indem Investitio-
nen und Schulden in die Bilanzen der Tochtergesellschaften 
verlagert werden, wird der kommunale Kernhaushalt entlas-
tet. Dies kann es einer Kleinstadt beispielsweise ermögli-
chen, ein neues Schwimmbad über die Kreditlinie der 
Tochtergesellschaft zu finanzieren und so die Verschul-
dungsgrenzen des Kernhaushalts zu schonen. 

	� Verbesserte Kooperations- und Marktfähigkeit: Ausgeglie-
derte Unternehmen können einfacher und unbürokratischer 
Kooperationen mit privaten Partnern eingehen. Dies stärkt 
die Wettbewerbsfähigkeit in Sektoren, die sich im Wandel 
befinden, wie beispielsweise die Energieversorgung. Die 
privatwirtschaftliche Organisationsform wird hier als 
Voraussetzung gesehen, um am Markt erfolgreich und auf 
Augenhöhe mit anderen Akteurinnen und Akteuren agieren 
zu können.

Risiken, Nebenwirkungen und  
typische Trugschlüsse
Die Entscheidung für eine Auslagerung birgt strategische Risiken, die die erwarteten 
Vorteile schnell zunichtemachen können. Eine unzureichende Analyse der potenziel-
len Nachteile führt in der Praxis nicht selten zu einem Verlust an Steuerung, Intrans-
parenz und unerwartetem Mehraufwand, der gerade Kleinstädte an die Grenzen ihrer 
Kapazitäten bringen kann.

Fallbeispiel Meiningen GmbH9 (TH)

Die Meiningen GmbH bündelt in der Kleinstadt Meiningen – mit 
seinen etwa 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern sowie seiner 
kulturell-historischen Prägung – zentrale Bereiche von Tourismus,  
Stadtmarketing und Kultur. Sie agiert damit als kommunale 
Tochtergesellschaft, die marktnah und flexibel auf Nachfrage und 
Trends reagiert. Ein Beispiel für ihre operative Tätigkeit ist die 
Organisation des Winterevents Meiningen on Ice auf dem histori-
schen Marktplatz, das seit vielen Jahren als Besuchermagnet dient 
und durch Sponsoring u. a. der Stadtwerke Meiningen finanziell 
unterstützt wird.

Darüber hinaus steuert die Meiningen GmbH einen breiten 
Kultur- und Freizeitmix, der traditionelles Theater mit modernen 
Veranstaltungen verbindet: Von Musik-, Theater- und Kleinkunst-
festivals über Open-Air-Events bis hin zu Ausstellungen, Museen 
und touristischen Angeboten. So wird die kulturelle Identität der 
»Theaterstadt« Meiningen gestärkt und zugleich durch profes-
sionelles Stadtmarketing und Veranstaltungsmanagement der 
Innenstadtraum belebt – eine Wirkung, die im Modell kommunaler 
Tochtergesellschaft gezielt den Herausforderungen kleiner und 
mittelgroßer Städte begegnet.

Foto: Meiningen on Ice,  
Bildrechte:© Maik Angermüller/ 
Adrienne Fritzsche
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Die wesentlichen Risiken und Nachteile lassen sich wie folgt zusammenfassen:

	� Verlust an politischer Steuerung und Transparenz: Mit der Auslagerung geht 
ein signifikanter Verlust an direkter politischer Steuerung und demokratischer 
Kontrolle einher. Entscheidungen werden von der öffentlichen Gemeindevertre-
tung in die nicht-öffentlichen Gremien der Unternehmen verlagert. Während 
eine Ratssitzung öffentlich ist, unterliegt eine Aufsichtsratssitzung nach Aktien- 
oder GmbH-Gesetz der Vertraulichkeit. Dieser »Rückzug der Politik« schwächt 
die demokratische Legitimation und Transparenz. 

	� Erhöhter Steuerungs- und Kontrollaufwand: Die Annahme, Auslagerungen 
würden die Verwaltung entlasten, erweist sich oft als Trugschluss. Tatsächlich 
erfordert die Flexibilität abseits des öffentlichen Verwaltungsrechts den Aufbau 
eines völlig neuen, kommerziellen Steuerungssystems. Ein professionelles 
Beteiligungsmanagement und -controlling verursacht erheblichen zusätzlichen 
Aufwand und erfordert Kompetenzen – wie aktives Finanzcontrolling, strategi-
sches Portfoliomanagement und Expertise im Gesellschaftsrecht –, die sich 
fundamental von den klassischen Qualifikationen eines Bau- oder Ordnungsam-
tes unterscheiden. Fehlen in einer Kleinstadtverwaltung hierfür die personellen 
Ressourcen, droht ein schleichender Kontrollverlust.

	� Komplexe Finanzstrukturen und mangelnde Übersicht: Die durch Auslagerun-
gen geschaffenen »Schattenhaushalte« und komplexen Finanzverflechtungen 
zwischen Kommune und ihren Tochtergesellschaften reduzieren die Transpa-
renz der kommunalen Gesamtfinanzlage erheblich. Für politische Gremien und 
die Öffentlichkeit wird es zunehmend schwieriger, die finanzielle Gesamtsitua-
tion der Kommune zu überblicken, Risiken zu bewerten und die demokratische 
Haushaltskontrolle auszuüben.

	� Trugschluss der bilanziellen Entlastung: Die mögliche Erwartung, durch die 
Verlagerung von Investitionen und Schulden in Tochtergesellschaften den 
Kernhaushalt dauerhaft zu entlasten, erweist sich bei näherer Betrachtung als 
trügerisch. Kommunen, die nach dem Neuen Kommunalen Finanzmanagement 
(NKF) wirtschaften, sind zur Aufstellung eines konsolidierten Gesamtabschlus-
ses verpflichtet. Diese »Konzernbilanz« führt die Abschlüsse aller Tochtergesell-
schaften mit dem der Kernverwaltung zusammen – die ausgelagerten Verbind-
lichkeiten werden somit auf Konzernebene vollständig sichtbar. Hinzu kommt: 
Bei größeren Investitionsvorhaben verlangen Kreditinstitute regelmäßig kom-
munale Bürgschaften oder Patronatserklärungen, wodurch die formale Haf-
tungsbegrenzung der privatrechtlichen Gesellschaftsform faktisch durchbro-
chen wird. Die Kommune haftet dann trotz Auslagerung mit ihrem Kernhaushalt. 
Eine reine Schuldenverschiebung in Tochtergesellschaften verbessert die 
kommunale Finanzsituation daher nicht nachhaltig und kann bei unzureichen-
der Transparenz sogar das Gegenteil bewirken: Die tatsächliche Verschuldung 
wird verschleiert, ohne dass das strukturelle Problem gelöst wird.

	� Gefährdung der Einheitlichkeit und des »Konzern Kommune«: Die Ausgliede-
rung birgt die Gefahr, dass die Kommune als strategische Einheit zerfällt. Die 
Tochtergesellschaften entwickeln oft ein starkes Eigeninteresse, das nicht 
immer mit den gesamtstädtischen Zielen übereinstimmt. Eine übergreifende
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strategische Steuerung findet kaum statt, sodass der »Konzern Stadt« oft nur ein 
Leitbild ohne gelebte Praxis bleibt – ein Risiko, das durch die begrenzten 
Steuerungskapazitäten in Kleinstädten noch verstärkt wird.

	� Überlastungsrisiko durch Aufgabenkumulation: Wenn ungelöste Themen 
systematisch auf die Tochter verlagert werden, drohen finanzielle und personel-
le Engpässe; Gegenmaßnahme ist ein jährliches Monitoring neuer Aufgaben inkl. 
Ressourcencheck vor Übertragungen.

	� Überlastungsrisiko durch Aufgabenumfang: Gerade bei größeren Ansiedlungs-
vorhaben oder umfangreichen Stadtentwicklungsprojekten können kommunale 
Tochtergesellschaften, insbesondere in Kleinstädten, an personelle und finan-
zielle Belastungsgrenzen geraten. Als mögliche Entlastungsoption kann der 
gezielte Schulterschluss mit privatem Kapital und Know-how die kommunale 
Handlungsfähigkeit ergänzen, sofern Steuerung, Transparenz und demokrati-
sche Rückbindung klar geregelt sind.

	� Schlüsselpersonenrisiko: Auch der Erfolg von Tochtergesellschaften hängt in 
der Regel vom Personal ab. Im Idealfall sind dies Menschen vom Typ »Macherin« 
oder »Macher«. Der Aufbau von Wissensmanagement und Nachfolgeplanung, um 
Know-how-Verluste bei Personalwechseln abzufedern, kann hier entgegensteuern.

Abwägungskriterien für Kleinstädte
Der folgende Fragenkatalog dient als pragmatische Entscheidungshilfe, um die  
wesentlichen Kriterien systematisch zu prüfen:

1.	 Zweck und Notwendigkeit: Gibt es einen klaren, sachlich begründeten und 
messbaren Zweck für die Auslagerung (z. B. nachweisbare steuerliche Vorteile, 
unabweisbare Marktzwänge)? Oder handelt es sich primär um eine  
administrative Aufgabe, die auch durch eine Modernisierung der internen 
Prozesse effizient organisiert werden könnte?

2.	 Steuerungskapazität: Wie und mit welchen konkreten personellen und  
finanziellen Ressourcen soll ein professionelles Beteiligungsmanagement 
aufgebaut werden? Welche Fortbildungen für Verwaltungsspitze und  
Mandatierte sind zwingend erforderlich, um die Eigentümerrolle kompetent 
auszufüllen und einen unkontrollierten »Rückzug der Politik« zu verhindern?

3.	 Wirtschaftlichkeit und Risiko: Wurde eine quantitative Null-Alternative 
durchgerechnet, die eine Modernisierung der internen Organisation (z. B.  
durch Prozessoptimierung, Digitalisierung) unterstellt? Liegt eine realistische, 
mehrjährige Folgekostenanalyse für den Aufbau und Betrieb des Beteiligungs-
managements vor, die den erwarteten wirtschaftlichen Vorteilen (z. B. Effizienz, 
steuerlicher Querverbund) gegenübergestellt wird?

4.	 Transparenz und demokratische Kontrolle: Ist die Verlagerung von  
Entscheidungen aus der öffentlichen Ratsversammlung in nicht-öffentliche 
Gremien für die betreffende Aufgabe politisch und gesellschaftlich vertretbar? 
Wie kann die öffentliche Rechenschaftspflicht wirksam sichergestellt werden?



20

5.	 Strategische Flexibilität und Reversibilität: Ist der gewählte Auslagerungs-
schritt umkehrbar? Welche vertraglichen und organisatorischen Vorkehrungen 
werden getroffen, um eine spätere Rekommunalisierung der Aufgabe zu  
ermöglichen, falls die Auslagerung ihre Ziele verfehlt oder sich die strategischen  
Rahmenbedingungen ändern?

Zwischenfazit: Mehrwert ja – aber nur bei  
klaren, sachlich begründeten Einsatzfeldern  
und gesicherter Steuerungsfähigkeit.
Eine Auslagerung kommunaler Aufgaben kann für Kleinstädte unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Mehrwert bieten, ist jedoch kein Allheilmittel. Der Erfolg ist 
an klare Bedingungen geknüpft: Er hängt von klar definierten, sachlich begründeten 
Einsatzfeldern und insbesondere von einer dauerhaft gesicherten Steuerungs- und 
Kontrollfähigkeit der Kommune ab. Fehlen diese Kapazitäten, überwiegen die Risiken 
schnell die erhofften Vorteile.

Governance und Steuerung: 
Wie Kleinstädte ihre  
Tochtergesellschaften lenken
 
Eine bewusste Gestaltung der Governance ist keine bürokratische Pflichtübung, 
sondern eine essenzielle Voraussetzung für den Erfolg und die demokratische Legi-
timation ausgegliederter Gesellschaften.

Steuerungsherausforderungen und  
Eigentümerrollen
Kleine Verwaltungen stehen bei der Steuerung ihrer Tochtergesellschaften vor spezi-
fischen Hürden:

	� Begrenzte Ressourcen: In Kleinstädten herrscht oft ein Mangel an Personal, das 
über die für ein professionelles Beteiligungscontrolling erforderliche Doppel-
qualifikation verfügt: Es fehlt an Fachkräften, die sowohl politisches Verständnis  
als auch die nötigen betriebswirtschaftlichen Kenntnisse mitbringen.

	� Finanzieller Druck: Die angespannte Finanzlage vieler Kommunen ist oft der 
Auslöser für Ausgliederungen. Dieser finanzielle Druck verhindert jedoch gleich-
zeitig den Aufbau professioneller Steuerungsstrukturen. Es entsteht ein Teufels-
kreis: Die Finanznot erzwingt die Ausgliederung, verhindert aber zugleich die 
Investition in das Fachpersonal, das für eine effektive Steuerung nötig wäre.
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	� Wandel der Verwaltungsrolle: Die Kernverwaltung wandelt sich von der direk-
ten Leistungserbringerin zur Trägerin der Gewährleistungsverantwortung. Sie 
muss sicherstellen, dass die Aufgaben im Sinne des Gemeinwohls erfüllt werden, 
kann dies aber nur noch aus der Distanz steuern. Dies erfordert neue Kompeten-
zen und Instrumente.

	� Informationsasymmetrien: Es besteht die Gefahr, dass die verselbstständigten 
Unternehmen einen Wissensvorsprung gegenüber der Kernverwaltung und der 
Politik entwickeln. Fachleute sprechen hier von einer klassischen Prinzipal-
Agent-Konstellation: Die Kommune (Prinzipal) beauftragt ihre Tochtergesell-
schaft (Agent) mit Aufgaben, riskiert aber, die Kontrolle zu verlieren, da der 
Agent über Detailwissen verfügt und Eigeninteressen verfolgen könnte.

Ohne bewusst formulierte und kommunizierte Eigentümerziele handeln die Gesell-
schaften im luftleeren Raum. Sie optimieren dann womöglich ihre eigenen betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse, verlieren aber die übergeordneten Ziele der kommuna-
len Gesamtstrategie und der Daseinsvorsorge aus den Augen.

Eigentümerziele, Beteiligungscontrolling  
und Berichtswesen
Die Formulierung einer klaren Eigentümerstrategie ist der Ausgangspunkt jeder ef-
fektiven Steuerung. Die Kommune muss definieren, was sie mit ihren Beteiligungen 
erreichen will:

	� Nutzung von Synergieeffekten und Verbundvorteilen

	� Bessere Erreichung der kommunalen Sachziele (z. B. in der Daseinsvorsorge)

	� Stärkung der Finanzierungs- und Zahlungsfähigkeit des »Konzerns Kommune«

	� Sicherung des kommunalen Einflusses auf strategische Bereiche

Um diese Ziele zu erreichen, genügen oft pragmatische Minimalstandards im Betei-
ligungscontrolling:

Zielvereinbarungen sind ein zentrales Instrument, um die strategischen Vorgaben 
der Politik in messbare und überprüfbare Ziele für die Geschäftsführung zu über-
setzen. Besonders auffällig ist, dass dieses Instrument gerade in Beteiligungsstruk-
turen mit Holding-GmbH (komplexere Beteiligungsstrukturen) oft nicht konsequent 
genutzt wird. Für eine Kleinstadt geht es hierbei nicht um Bürokratie, sondern darum 
sicherzustellen, dass Stadtwerke, Wohnungsbaugesellschaft und Bäderbetrieb in die 
gleiche, vom Rat vorgegebene strategische Richtung arbeiten.

Kennzahlen und Berichte – Ein einfaches, aber regelmäßiges Berichtswesen ist un-
erlässlich. Dazu gehören Wirtschafts- und Finanzpläne sowie laufende Soll-Ist-Ab-
gleiche. Ein übersichtliches Dashboard mit drei bis fünf zentralen Kennzahlen, die 
sowohl finanzielle Aspekte als auch qualitative Ziele der Daseinsvorsorge (z. B. Was-
serqualität, Pünktlichkeit des ÖPNV, Ansiedlungserfolge) abbilden und quartals-
weise geprüft werden, ist ein wirkungsvoller und machbarer Start.
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Beteiligungsbericht – Mindestens einmal jährlich sollte die Verwaltung einen Be-
teiligungsbericht erstellen. Er fasst die wesentlichen Entwicklungen und Kennzahlen 
aller Tochtergesellschaften zusammen. Er ist nicht nur ein reines Controlling-Inst-
rument, sondern der zentrale Mechanismus für Transparenz. Mit ihm erfüllt der Rat 
seine Aufsichtspflicht und ermöglicht es der Öffentlichkeit, den »Konzern Kommune« 
zur Rechenschaft zu ziehen.

Entscheidend ist, dass regelmäßige und formale Berichtswege etabliert werden, auf 
denen die Informationen von den Gesellschaften über die Fachverwaltung an die 
politischen Gremien fließen. Rollenbild und Eigentümerziele sollten regelmäßig über-
prüft und bei Bedarf jährlich nachgeschärft werden.

Public Corporate Governance und  
demokratische Rückbindung
Das Konzept der Public Corporate Governance (PCG) liefert den Rahmen für eine gute 
und verantwortungsvolle Unternehmensführung im öffentlichen Sektor. Für Klein-
städte bedeutet dies, die Grundprinzipien – Transparenz, Kontrolle und Rechenschaft –  
in einer schlanken und angepassten Variante umzusetzen. Musterkodizes wie der 
Deutsche Public Corporate Governance-Musterkodex4 können dabei als Orientie-
rungshilfe dienen.

Die demokratische Rückbindung wird durch das Zusammenspiel zentraler Agierender 
sichergestellt, wobei die große Gefahr die zunehmende Entpolitisierung durch Ver-
lagerung wichtiger Entscheidungen in nicht-öffentliche Aufsichtsräte ist:

	� Rolle des Rates: Der Rat ist das oberste Organ der 
Eigentümervertretung. Seine Kernaufgabe ist es, 
die strategischen Ziele für die Gesellschaften 
vorzugeben und deren Erreichung zu kontrollieren. 
Es besteht jedoch die Gefahr, dass wichtige Ent-
scheidungen zunehmend in die nicht-öffentlichen 
Aufsichtsräte  
verlagert werden. Die Folge: Ratssitzungen werden 
in Bezug auf die Unternehmen »weitgehend entpoli-
tisiert«. Ein Zitat aus der Praxis verdeutlicht die 
Gefahr: »Früher gab es im Rat immer lange Gebüh-
rendiskussionen, jetzt wird es im Aufsichtsrat abge-
nickt...«10

	� Rolle der Aufsichtsräte: Diese Gremien überwa-
chen und beraten die Geschäftsführung. Ihre 
Mitglieder, oft Ratsmitglieder, befinden sich jedoch 

in einem potenziellen Loyalitätskonflikt: Sie müssen zwischen den Interessen 
des Unternehmens, dem sie formal verpflichtet sind, und den übergeordneten 
Interessen der Kommune abwägen. Dieser Konflikt wird verschärft, wenn ein 
geschwächter Rat keine klaren strategischen Vorgaben mehr macht und die 
Aufsichtsratsmitglieder ohne eindeutiges Mandat agieren.

Fallbeispiel »schlanker Governance-Kodex« – Gemeinde Lalendorf (M-V)11

Die Gemeinde Lalendorf (ca. 3.500 Einwohner) hat mit dem Dokument  
»Leitfaden guter Unternehmensführung der Gemeinde Lalendorf (PCGK)« ein 
bewusst einfach gehaltenes, aber verbindliches Regelwerk etabliert, um ihre 
kommunalen Beteiligungen transparent und verantwortungsvoll zu steuern. 
Der Leitfaden definiert zentrale Begriffe, Rollen und Zuständigkeiten des  
Beteiligungsmanagements – etwa die Funktionen der Gemeindevertretung  
als Gesellschafterin, die Organe der Eigenbetriebe und Beteiligungen sowie 
die Anforderungen an Berichtswesen und Kontrolle.

Darüber hinaus regelt der Kodex, wie Aufsicht, Berichterstattung und  
Beteiligungscontrolling in der Gemeinde organisiert sind: Gesellschaften und 
Eigenbetriebe müssen Jahresabschlüsse und Auswirkungen auf Haushalt und 
Finanzwirtschaft transparent machen; die Geschäftsführung hat regelmäßig 
der Gemeindevertretung und der Beteiligungsverwaltung zu berichten; die  
Öffentlichkeit erhält Einsicht durch Beteiligungsberichte. Damit sichert 
Lalendorf demokratische Rückbindung und Transparenz – und das bei sehr 
begrenzten personellen und finanziellen Ressourcen.
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	� Rolle der Öffentlichkeitsbeteiligung: Kommunale Unternehmen agieren im  
Auftrag der Allgemeinheit. Eine frühzeitige, transparente Information und 
Einbeziehung der Bevölkerung bei strategischen Weichenstellungen ist daher 
entscheidend. Formate wie Zukunftswerkstätten, Foren oder transparente 
Informationskampagnen schaffen nicht nur »Akzeptanz und Identifikation«, 
sondern können auch ein echtes »Wir-Gefühl« erzeugen. Eine starke Bürger-  
und Bürgerinnenbeteiligung kann als Gegengewicht wirken: Sie stärkt das 
Mandat des Rates und dient als öffentliche Kontrolle der Handlungen von 
Tochtergesellschaft und Aufsichtsrat.

Zwischenfazit: Klare und pragmatische Regeln  
für die Ausgliederung
Damit die Ausgliederung von Aufgaben in Tochtergesellschaften für eine Kleinstadt 
zum Erfolg wird, ist ein integrierter Governance-Rahmen unerlässlich. Die wesent-
lichen Bausteine sind:

	� Klare Eigentümerstrategie: Die Kommune muss wissen, was sie mit ihren 
Gesellschaften erreichen will.

	� Pragmatisches Controlling: Eine einfache, aber konsequente Nutzung von 
Instrumenten wie Zielvereinbarungen, Kennzahlen und regelmäßigen Berichten 
ist unverzichtbar.

	� Definierte Rollen und Verantwortlichkeiten: Eine klare Zuweisung von  
Aufgaben an Verwaltung, Rat und Aufsichtsrat vermeidet Kompetenzkonflikte 
und Kontrolllücken.

	� Transparenz und demokratische Kontrolle: Die Rechenschaftspflicht der 
Unternehmen gegenüber der Politik und der Öffentlichkeit muss jederzeit 
sichergestellt sein, insbesondere durch den Beteiligungsbericht und klare 
PCG-Strukturen, um der Gefahr der Entpolitisierung entgegenzuwirken.

Finanzielle Tragfähigkeit  
und Risikoprofile
 
Die finanzielle Tragfähigkeit kommunaler Tochtergesellschaften ist das strategische 
Fundament für die Handlungsfähigkeit von Kleinstädten. Als unternehmerische 
Instrumente sichern sie die Daseinsvorsorge auch bei angespannten Haushaltslagen. 
Ihre finanzielle Stabilität ist somit eine direkte Voraussetzung für die Lebensqualität 
der gesamten Kommune. Dieses Kapitel analysiert die drei Säulen dieser Stabilität: 
die spezifischen Geschäftsmodelle im Kleinstadtkontext, die ausgleichende Funk-
tion des Querverbunds und die Notwendigkeit eines pragmatischen Risikomanage-
ments zur dauerhaften Sicherung der kommunalen Zukunftsfähigkeit.
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Geschäfts- und Ertragsmodelle in  
Kleinstadt-Tochtergesellschaften
Geschäftsmodelle kommunaler Tochtergesellschaften in Kleinstädten erfordern eine 
präzise Anpassung an deren Rahmenbedingungen. Oberstes Ziel ist nicht die Gewinn-
maximierung, sondern die nachhaltige und wirtschaftlich effiziente Erfüllung öffent-
licher Aufgaben (Public Value). Die Ertragsmodelle müssen eine stabile Basis für die 
Leistungen der Daseinsvorsorge schaffen.

Typische Ertragsquellen speisen sich aus verschiedenen Bereichen:

	� Gebühren/Entgelte: Für die Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen  
(z. B. Wasser/Abwasser, Abfall, Schwimmbäder).

	� Mieten/Pachten: Insbesondere aus der Verwaltung kommunaler  
Wohnungsbestände.

	� Marktbezogene Leistungen: Erträge aus wettbewerbsorientierten Feldern wie 
der Energieversorgung, die oft eine entscheidende Finanzierungssäule bilden.

Die Entwicklung tragfähiger Geschäftsmodelle steht jedoch vor systemischen Be-
drohungen. Geringe Skaleneffekte durch oft unterschrittene kritische Betriebsgrößen 
und begrenzte Märkte sind nicht nur einzelne Herausforderungen. Vielmehr können 
sie einen sich selbst verstärkenden Prozess auslösen: Bevölkerungsrückgang, der 
Verlust von Kaufkraft und sinkende öffentliche Investitionen bedingen sich gegen-
seitig und führen zu einer Abwärtsspirale, die die Wirtschaftlichkeit öffentlicher 
Angebote fundamental gefährdet. Dieser strukturelle Nachteil erzwingt strategische 
Verbundlösungen, um profitable und defizitäre Aufgaben auszugleichen.

Querverbund, Public Value und Haushaltsbezug
Der Querverbund ist das Kerninstrument zur Finanzierung der Daseinsvorsorge in 
Kleinstädten und eine Hauptmotivation für die Gründung von mehrstufigen Beteili-
gungsstrukturen (Holdingstrukturen). Das Prinzip des steuerlichen Querverbunds 
ist einfach, aber wirkungsvoll: Gewinne profitabler Sparten (z. B. Energieversorgung) 
gleichen Verluste gemeinwohlorientierter, aber strukturell defizitärer Bereiche (z. B. 
ÖPNV, Bäder) aus. Ohne diesen internen Finanzausgleich wären viele für die Lebens-
qualität essenzielle Angebote nicht finanzierbar.

Diese Finanzarchitektur erfordert eine anspruchsvolle Steuerung:

	� Transparenz: Um die Bildung von »Schattenhaushalten« zu kontern, ist absolute 
Transparenz der Finanzflüsse zwischen den Gesellschaften und zum Kommunal-
haushalt eine unumstößliche Voraussetzung für eine solide Steuerung.

	� Steuerung und Kontrolle: Eine klare Arbeitsteilung hat sich als Best-Practice-
Modell etabliert: Das strategische Beteiligungs-Controlling verbleibt als  
Kernaufgabe bei der Kommune. Sofern eine Dachgesellschaft (Holding-GmbH) 
existiert, verantwortet diese das operative Konzern-Controlling der Tochter- 
gesellschaften. Diese Trennung sichert die Balance zwischen politischer  
Rechenschaftspflicht und unternehmerischer Effizienz.
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	� Haushaltsbezug: Ein gut geführter kommunaler Beteiligungsverbund ist nicht 
nur selbsttragend, sondern muss ein Netto-Beitragszahler zum kommunalen 
Kernhaushalt sein. Gewinnabführungen stärken die Finanzkraft der Gemeinde 
direkt und machen die finanzielle Gesundheit des Konzerns zu einer gesamt-
kommunalen Priorität.

Obwohl der Querverbund ein essenzielles Stabilisierungsinstrument ist, kann seine 
Logik des internen Verlustausgleichs strukturelle Schwächen maskieren und kom-
plexe, vernetzte Risiken schaffen. Ein Ausfall in einer profitablen Sparte könnte eine 
Kaskade im gesamten Beteiligungsportfolio auslösen, was ein proaktives Risikoma-
nagement unabdingbar macht.

Risiken und einfache Instrumente  
des Risikomanagements
Wirksames Risikomanagement ist keine bürokratische Pflicht, sondern das zentrale 
Steuerungsinstrument zur Sicherung der langfristigen Handlungsfähigkeit kommu-
naler Unternehmen und damit der Kommune selbst. Es ermöglicht, Gefahren pro-
aktiv zu begegnen und die Erfüllung öffentlicher Aufgaben auch in Krisen zu gewähr-
leisten.

Typische finanzielle Risiken für Kleinstadt-Tochtergesellschaften sind:

	� Nachfragerisiken: Der demografische Wandel in Form von Schrumpfung und 
Alterung gefährdet die Auslastung von Infrastrukturen (ÖPNV, Bäder, Netze)  
und kann die Finanzierbarkeit ganzer Aufgabenbereiche untergraben.

	� Finanzierungs- und Zinsrisiken: Steigende Kassenkredite deuten oft auf eine 
strukturelle Unterfinanzierung hin. Bei hoher Verschuldung droht die Kredit- 
verweigerung; so vergibt die KfW Kredite oft nur an Kommunen mit weniger als 
750 Euro Schulden pro Kopf.

	� Investitionsrisiken: Die sozial-ökologische Transformation erfordert einen 
historischen Kapitalbedarf. Dieser beispiellose Investitionsdruck (z. B. Energie-
wende) erhöht die Gefahr kostspieliger Fehlallokationen, die die Stabilität auf 
Jahre hinaus gefährden können.

	� Haftungsrisiken: Eine privatrechtliche Form begrenzt zwar die kommunale 
Haftung, birgt aber das Risiko eines Kontrollverlusts und intransparenter 
»Schattenhaushalte«.

Ein schlankes, praxistaugliches Risikomanagement ist für ressourcenarme Klein-
städte entscheidend und stützt sich auf drei Kerninstrumente:

	� Fokus auf Kernkennzahlen: Eine gezielte Kennzahlensteuerung erlaubt eine 
übersichtliche Überwachung der Finanzlage ohne Detailüberfrachtung.

	� Einsatz einer Ampellogik: Als visuelles Werkzeug ermöglicht sie eine schnelle 
Einschätzung des Handlungsbedarfs (grün: im Plan, gelb: kritisch, rot: Hand-
lungsbedarf).
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	� Regelmäßige Risikoberichte: Transparente Instrumente wie der Beteiligungs-
bericht und Soll-Ist-Abgleiche sind essenziell, um politische Gremien informiert 
zu halten und eine proaktive Steuerung zu fundieren.

Diese Instrumente bilden die Grundlage, um die Weichen für eine langfristig stabile 
Entwicklung zu stellen.

Zwischenfazit: Anspruchsvoller  
Balanceakt mit dem Gemeinwohl  
im Fokus
Finanzielle Tragfähigkeit im Kleinstadtkontext ist das Ergebnis eines anspruchs-
vollen Balanceakts. Sie verlangt angepasste Geschäftsmodelle, den strategischen 
Einsatz des Querverbunds zur Sicherung des Gemeinwohls und eine aktive Risiko-
steuerung. Finanziell tragfähig ist eine kommunale Tochtergesellschaft demnach, 
wenn sie wirtschaftlich effizient genug arbeitet, um ihre Aufgaben nachhaltig zu 
erfüllen, durch den Querverbund aktiv zum Gemeinwohl beiträgt und ihre finan-
ziellen Risiken durch ein pragmatisches Management beherrschbar hält.

Für die Praxis leiten sich daraus drei zentrale Leitsätze ab:

1.	 Politische Steuerung sichern: Auslagerung darf niemals Kontrollverlust 
bedeuten. Verankern Sie klare öffentliche Ziele und Messgrößen für jede 
Tochtergesellschaft.

2.	 Finanzielle Risiken begrenzen: Schaffen Sie maximale Transparenz bei 
Verschuldung und Finanzflüssen, um die Bildung von »Schattenhaushalten« im 
Keim zu ersticken.

3.	 Verbundlösungen strategisch nutzen: Etablieren Sie den Ausgleich zwischen 
profitablen und gemeinwohlorientierten Aufgaben als Kernziel der Konzern-
steuerung, um Synergien aktiv zu heben.

Kooperation statt Alleingang: 
Interkommunale Lösungen 
für Kleinstädte
 
Angesichts der tiefgreifenden strukturellen Veränderungen ist die interkommunale 
Kooperation für Kleinstädte nicht mehr nur eine Option, sondern eine strategische 
Notwendigkeit. Sie erweist sich als zentraler Hebel, um die Daseinsvorsorge zu sichern, 
die Verwaltungskraft zu stärken und die Zukunftsfähigkeit in Kleinstädten aktiv zu 
gestalten.



27

Kooperationsdruck und -potenziale
Die im ersten Kapitel dargestellten Herausforderungen erzeugen einen erheblichen 
Handlungsdruck. Einzelne, kleine Kommunen unterschreiten zunehmend die kritische 
Betriebsgröße für den wirtschaftlichen Betrieb von Infrastrukturen. Die interkom-
munale Zusammenarbeit (IKZ) wird unter diesen Bedingungen zu einem entschei-
denden Instrument, um durch die Bündelung von Kräften handlungsfähig zu bleiben.

Die folgende Übersicht stellt die zentralen Herausforderungen den daraus erwach-
senen Potenzialen der IKZ gegenüber:

Die Realisierung dieser Potenziale hängt maßgeblich von der Wahl der passenden 
Kooperationsform ab.

Formen und Einsatzfelder  
interkommunaler Kooperation
Der Erfolg interkommunaler Kooperation hängt entscheidend von der Wahl der pas-
senden Organisationsform ab. Das Spektrum reicht von informellen, flexiblen Ab-
sprachen bis hin zu rechtlich verbindlichen, institutionalisierten Strukturen. Die 
richtige Wahl ermöglicht es, den Grad der Verbindlichkeit und Flexibilität präzise auf 
die jeweilige Aufgabe abzustimmen.

In der Praxis zeigt sich eine große Bandbreite an Kooperationsmodellen. Häufig be-
ginnt die Zusammenarbeit mit informellen Strukturen wie Arbeitsgemeinschaften 
oder Runden Tischen, die einen niederschwelligen Einstieg ermöglichen. Für die 
dauerhafte Übertragung und gemeinsame Erledigung von Aufgaben werden jedoch 
formellere Modelle wie der Zweckverband, die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
oder eine gemeinsame Gesellschaft (GmbH, AöR) notwendig. Während in der Gesamt-
schau oft informelle Formen gewählt werden, ist bei den formalisierten Modellen die 

Struktureller Kooperationsdruck Abgeleitete Kooperationspotenziale

Demografischer Wandel:  
Bevölkerungsrückgang und Alterung führen zu  
sinkender Auslastung der Infrastruktur.

Sicherung der Daseinsvorsorge:  
Gemeinsamer Betrieb von Einrichtungen sichert  
Angebote für eine breitere Bevölkerung.

Finanzielle Notlage:  
Knappe Haushaltsmittel und hohe Kassenkredite 
schränken den Gestaltungsspielraum drastisch ein.

Effizienz und Kosteneinsparung:  
Realisierung von Einsparpotenzialen von durch-
schnittlich 10-20 % (z. B. Einsparungen von 
650.000 Euro jährlich durch einen gemeinsamen  
Bauhof der Städte Böblingen und Sindelfingen)12.

Fachkräftemangel:  
Die Abwanderung qualifizierter junger Menschen er-
schwert die Besetzung von Stellen in der Verwaltung.

Bündelung von Kompetenzen:  
Gemeinsame Nutzung von hochqualifiziertem  
Personal und Spezialistinnen und Spezialisten.

Steigende Qualitäts- und  
Spezialisierungsanforderungen:  
Technische und rechtliche Anforderungen  
überfordern kleine Verwaltungseinheiten.

Gemeinsame Nutzung von Personal & Infrastruktur: 
Effizienterer Einsatz von Ressourcen, z. B. bei  
Bauhöfen oder Kläranlagen.

Unterschreitung kritischer Betriebsgrößen:  
Anlagen und Dienste sind für eine einzelne  
Kommune oft nicht mehr wirtschaftlich tragbar.

Stärkung der politischen Durchsetzungskraft:  
Gemeinsames Auftreten erhöht das Gewicht  
gegenüber Land, Bund und privaten Partnern.
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öffentlich-rechtliche Vereinbarung (28 %) die am häufigsten gewählte Form, gefolgt 
vom Zweckverband (21 %)12.

Die folgende Tabelle ordnet typische Kooperationsformen ihren Einsatzfeldern zu 
und beschreibt ihre wesentlichen Merkmale:

Die Wahl der Rechtsform allein garantiert jedoch keinen Erfolg; entscheidend ist die 
sorgfältige Ausgestaltung der Governance.

Governance, Ortsnähe und Erfolgsfaktoren
Erfolgreiche Kooperation ist mehr als eine technische oder rechtliche Vereinbarung; 
sie erfordert eine sorgfältig gestaltete Governance und die Berücksichtigung mensch-
licher Faktoren. Nur so können Akzeptanz gesichert, Konflikte vermieden und die 
Zusammenarbeit langfristig stabilisiert werden.

Balance zwischen Effizienz und Ortsnähe
Ein zentraler Zielkonflikt bei der IKZ liegt zwischen den angestrebten Effizienz- 
gewinnen und der Befürchtung, dass Ortsnähe, lokale Identität und demokratische 
Kontrolle verloren gehen. Um diesem »Demokratieverlust« entgegenzuwirken und die 
Akzeptanz zu sichern, haben sich folgende Ansätze bewährt:

	� Transparenz schaffen: Klare und nachvollziehbare Regeln zur Verteilung von 
Kosten, Nutzen, Risiken und Entscheidungsbefugnissen sind die Grundlage für 
eine faire Partnerschaft.

	� Bürgernähe wahren: Es müssen Kommunikationsstrukturen etabliert werden, 
die sicherstellen, dass lokale Interessen gehört und Entscheidungen transparent 
an die Bürgerinnen und Bürger vermittelt werden.

	� Identität bewahren: Kooperationen sollten als Partnerschaften auf Augenhöhe 
gestaltet sein, die die Eigenständigkeit und die spezifische Identität der  
beteiligten Kommunen respektieren und nicht in Frage stellen.

Kooperationsform Typische Einsatzfelder Merkmale / Verbindlichkeit

Zweckverband Technische Infrastruktur (Wasser,  
Abwasser, Abfall), gemeinsame  
Gewerbegebiete, ÖPNV.

Hohe rechtliche Verbindlichkeit;  
schafft eine eigene juristische  
Person des öffentlichen Rechts.

Gemeinsame GmbH 
/ AöR

Bereiche mit wirtschaftlicher Tätigkeit 
(z. B. Stadtwerke, Wohnungsbau,  
Wirtschaftsförderung).

Hohe Flexibilität; ermöglicht die  
Beteiligung privater Partnerinnen  
und Partner.

Öffentlich-rechtliche 
Vereinbarung

Übertragung einzelner Aufgaben auf 
eine andere Kommune (z. B. Standes-
amt, Kassenwesen, Bauhof).

Vertraglich geregelt; hohe Verbindlichkeit 
für die spezifische Aufgabe, ohne eine 
neue Organisation zu schaffen.

Informelle Arbeits-
gemeinschaft /  
Runde Tische

Entwicklung gemeinsamer Konzepte, 
Erfahrungsaustausch, Tourismus- 
förderung, strategische Abstimmung.

Geringe Verbindlichkeit, hohe  
Flexibilität; ideal als Einstieg und  
zum Vertrauensaufbau.

Genossenschaft Erneuerbare Energien,  
Nahversorgung, Dorfläden.

Ermöglicht direkte Öffentlichkeits- 
beteiligung und die Bündelung von  
privatem und kommunalem Engagement.
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Fallbeispiel Entwicklungsagentur Region Heide AöR –  
Interkommunales Regional-Management (SH)13

Die Entwicklungsagentur Region Heide AöR wurde 2013 auf Basis eines  
gemeinsamen Stadt-Umland-Konzepts gegründet, das die Stadt Heide und elf 
umliegende Gemeinden umfasst. Ziel war und ist, interkommunale Zusammen- 
arbeit zu institutionalisieren und strategisches Regionalmanagement zu 
bündeln – unter anderem in den Bereichen Wirtschaftsförderung, Energie/
Wasserstoff, Flächen- und Mobilitätsentwicklung sowie wohn- und städte-
bauliche Koordination. Die Agentur übernimmt damit Aufgaben, die einzel-
ne Kleinstädte oder Gemeinden isoliert kaum stemmen könnten – von der 
Akquise industrieller Ansiedlungen (z. B. Energiewirtschaft, Wasserstoffwirt-
schaft) über Fördermittelmanagement bis hin zur konzeptionellen Steuerung 
gemeinsamer Infrastruktur- und Entwicklungsprojekte.

Mit ihrer Struktur zeigt die Entwicklungsagentur Region Heide klar den Mehr-
wert interkommunaler Kooperation: Durch den Zusammenschluss entstehen 
Spezialisierung, Verwaltungseffizienz und strategische Schlagkraft. Projekte 
wie das Energiewende-Netzwerk ENTREE100 oder die regional koordinierte 
Wärme- und Mobilitätsplanung bündeln Expertise, personelle Ressourcen und  
politische Einflussmöglichkeiten, die einzelnen Kommunen allein verwehrt  
wären. So stellt die Agentur ein gutes Beispiel dar, wie durch institutionalisierte  
IKZ-Strukturen auch komplexe, zukunfts- und gemeinwohlorientierte Aufgaben  
tragfähig bearbeitet werden können – ohne die kommunale Bürgerservice-
Verwaltung aufzugeben.

Kritische Erfolgsfaktoren für  
eine gelingende Kooperation
Die Analyse erfolgreicher Praxisbeispiele zeigt, dass 
bestimmte Faktoren für eine dauerhafte Zusammen-
arbeit entscheidend sind:

1.	 Vertrauenskultur und persönliche Ebene: 
Gegenseitiges Vertrauen und gute persönliche 
Beziehungen zwischen den Entscheidungs- 
trägerinnen und Entscheidungsträgern sowie 
Verwaltungsmitarbeitenden sind die wichtigste 
Basis. Persönliche Animositäten oder Misstrauen 
können Projekte bereits in der Startphase  
blockieren.

2.	 Gemeinsame Ziele und »Win-Win-Situation«: 
Von Anfang an müssen klar definierte, gemein- 
same Ziele formuliert werden. Alle Beteiligten 
müssen einen sichtbaren Vorteil aus der  
Kooperation ziehen, damit eine hohe Akzeptanz 
und Motivation gewährleistet sind.

3.	 Professionelle Moderation und treibende Rolle 
im Projekt: Besonders in der Anfangsphase kann eine neutrale Moderation, 
z. B. durch den Landkreis, helfen, den Prozess zu strukturieren. Engagierte 
Persönlichkeiten die das Vorhaben vorantreiben und als Netzwerkerinnen und 
Netzwerker auftreten, sind oft entscheidend.

4.	 Klare Regeln und Verbindlichkeit: Auch wenn die Zusammenarbeit auf  
Vertrauen basiert, helfen klare vertragliche Vereinbarungen und ein  
angemessener Grad an Verbindlichkeit, die Kooperation belastbar zu  
machen und Konflikte zu vermeiden.

5.	 Schrittweises Vorgehen: Es empfiehlt sich, die Zusammenarbeit mit einfacheren,  
»weichen« Themen wie dem Erfahrungsaustausch zu beginnen. So kann Ver- 
trauen aufgebaut werden, bevor komplexere oder konfliktträchtige Aufgaben-
felder wie die gemeinsame Flächennutzungsplanung angegangen werden.

Erfolgreiche interkommunale Kooperation ist somit ein strategischer Prozess, der 
weit über die reine Aufgabenverlagerung hinausgeht.
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Zwischenfazit: Es gibt keine Standardlösungen  
und Lösungen dürfen auch wachsen
Interkommunale Kooperation ist für Kleinstädte dann ein sinnvoller und oft not-
wendiger Weg, wenn der finanzielle Druck hoch ist, die Qualität der Daseinsvorsorge 
auf dem Spiel steht, Fachkräftemangel herrscht oder Aufgaben eine Bündelung von 
Kompetenzen und Ressourcen erfordern. Als alleiniger Ausweg aus struktureller 
Finanznot reicht sie jedoch nicht aus, kann aber ein wichtiger Baustein zur Stabili-
sierung sein. Ein »One-Size-Fits-All«-Modell gibt es dabei nicht. Am zielführendsten 
ist ein flexibler Mix: Informelle Netzwerke und Arbeitsgemeinschaften eignen sich 
hervorragend für die strategische Abstimmung und den Vertrauensaufbau, während 
für die operative Aufgabenerledigung formelle, rechtlich verbindliche Strukturen 
wie Zweckverbände oder öffentlich-rechtliche Vereinbarungen die notwendige Sta-
bilität und Verlässlichkeit bieten.
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Fazit und  
Handlungsempfehlungen
Kernaussagen: Antworten  
auf die fünf Forschungsfragen
Die vorliegende Kurzexpertise hat die zentralen strategischen Fragen beleuchtet, mit 
denen Kleinstädte beim Einsatz kommunaler Tochtergesellschaften konfrontiert sind. 
Die folgenden Kernaussagen fassen die Ergebnisse prägnant zusammen und bilden 
das Fundament für die daraus abgeleiteten strategischen Handlungsempfehlungen.

1.	 Welche Aufgabenfelder eignen sich zur Auslagerung? Operative, investitions-
intensive und marktnahe Tätigkeiten wie Energieversorgung, Wohnungs- 
wirtschaft oder Breitbandausbau sind prädestiniert für eine Auslagerung.  
Strategische, hoheitliche und steuernde Funktionen, darunter die Bauleit- 
planung oder das Beteiligungscontrolling, müssen zwingend das Kerngeschäft 
der Verwaltung bleiben.

2.	 Besteht ein Mehrwert gegenüber der internen Organisation? Ein Mehrwert 
entsteht nur unter klar definierten Bedingungen: Er setzt sachlich begründete 
Einsatzfelder (z. B. Marktzwänge, steuerliche Vorteile) und vor allem eine 
dauerhaft gesicherte Steuerungs- und Kontrollfähigkeit durch die Kommune 
voraus. Fehlen diese Kapazitäten, überwiegen die Risiken.

3.	 Wie werden Wirkung und demokratische Rückbindung gesichert? Eine 
wirksame Steuerung basiert auf einer klaren Eigentümerstrategie, einem 
pragmatischen Controlling mit Zielvereinbarungen und Kennzahlen sowie 
einer definierten Rollenverteilung zwischen Rat, Verwaltung und Aufsichtsrat. 
Nur so kann die demokratische Kontrolle über die ausgelagerten Einheiten 
gewahrt werden.

4.	 Wie wird die finanzielle Tragfähigkeit sichergestellt? Die finanzielle Stabilität 
wird durch eine strategische Balance zwischen unternehmerischer Effizienz 
und gemeinwohlorientierter Daseinsvorsorge erreicht. Sie erfordert angepasste 
Geschäftsmodelle, den strategischen Einsatz des steuerlichen Querverbunds 
und ein aktives Risikomanagement.

5.	 Welche Kooperationsformen sind für Kleinstädte geeignet? Ein Standard-
modell existiert nicht. Der erfolgversprechendste Ansatz ist ein flexibler Mix 
aus informellen Kooperationen zum Vertrauensaufbau und formellen, rechtlich 
verbindlichen Strukturen (z. B. Zweckverbände) für die dauerhafte gemeinsame 
Aufgabenerledigung.
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Handlungsempfehlungen –  
Checkliste für die kommunale Entscheidungsebene
Vor der Auslagerung: 

	τ Quantitative »Null-Alternative« (interne Optimierung) geprüft?

	τ Nachweisbarer strategischer Mehrwert gegenüber interner Lösung vorhanden?

	τ Steuerungskapazität (Personal, Kompetenzen) dauerhaft gesichert?

Aufgabenabgrenzung: 
	τ Operative Aufgaben (Energie, Wohnen, Projektentwicklung) für Auslagerung 
identifiziert?

	τ Strategische Planung, Hoheitsrechte und Finanzhoheit in Kernverwaltung 
gesichert?

Governance von Beginn an: 
	τ Strategie der Kommune als Eigentümerin formuliert (klare Ziele für jede  
Gesellschaft)?

	τ Beteiligungscontrolling etabliert (Zielvereinbarungen, Kennzahlen,  
Berichtswesen)?

	τ Rollen von Rat, Verwaltung und Aufsichtsrat klar definiert?

	τ Jährlicher Beteiligungsbericht vorgesehen?

Finanzielle Steuerung: 
	τ Steuerlicher Querverbund zur Finanzierung der Daseinsvorsorge genutzt?

	τ Maximale Transparenz der Finanzflüsse sichergestellt  
(»Schattenhaushalte« vermieden)?

	τ Risikomanagement mit Kernkennzahlen und Ampellogik implementiert?

Alternativen prüfen: 
	τ Bei fehlender kritischer Betriebsgröße: Interkommunale Kooperation geprüft?

	τ Schrittweiser Aufbau (informelle Netzwerke 薔 formelle Strukturen) geplant?

Kompetenzaufbau:
	τ Fortbildung für Verwaltungsspitze und Ratsmitglieder (Gesellschaftsrecht, 
betriebswirtschaftliche Steuerung) vorgesehen? 

	τ Ressourcen für professionelles Beteiligungsmanagement eingeplant?



33
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